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$üdliches Afrika 

Klaus Frhr. von der Ropp 

Südafrikas 
schwieriger Weg 
zum Frieden 
Ende Dezember 1991 konstituierte sieh in Jo- 
hannesburg die Konvention für ein Demokrati- 
sehes Südafrika (CODESA) zur Aushandlung 
einer neuen Verfassung sowie einer neuen 
Wirtschafts- und Sozialordnung für den Vielvöl- 
kerstaat. Noch vor etwa fünf Jahren waren 
diese Verhandlungen genauso undenkbar wie 
etwa jene über die Vereinigung Ost- und West- 
deutschlands in den Jahren 1989190. Was hat im 
einzelnen dazu geführt, daß auch in Südafrika 
ein Prozeß fundamentaler Anderungen einge 
setzt hat? Diese Frage stellt sich umso mehr, als 
er trotz des Scheiterns schon der zweiten Code- 
sa-Runde im Mai 1992 irreversibel ist. 

Botha eine Botschaft von Gene- 
ralsekretär Michajl Gorbat- 
schow und Außenminister Ed- 
ward Schewardnadze, wonach 
die Sowjets nicht länger an revo- 
lutionären Lösungen der Pro- 
bleme Namibias und Südafrikas 
interessiert seien und daher 
nicht mehr die Absicht hätten, 
dort - -ähnlich wie Mitte der 
70er Jahre in Mosambik und 
Angola - ihre Satellitenregime 
an die Macht zu bringen. 

Die Neuorientierung der 
sowjetischen Politik rief den 
amerikanischen Chefunter- 
händler Chester A. Crocker 
und den von 1987 bis 1991 am- 
tierenden britischen Botschaf- 
ter in Südafrika , Sir Robin Ren- 
wick, auf den Plan, die nun mit 
den Sowjets eine Allianz ein- 
gingen. Oberstes Ziel der ame- 
rikanisch-britisch-sowjetischen 
Diplomatie der Vermittlung 
war, die von ihnen in den Jahren 
1988 bis 1990 angestrebte und 
erreichte Freigabe Namibias 
durch Pretoria für die Südafri- 
kaner zu einer vertrauenbilden- 
den Maßnahme werden zu las- 
sen, die es ihnen ermöglichen 
würde. anschließend über die 
oft kaum lösbar erscheinenden 
Probleme ihres eigenen Landes 
zu verhandeln. 

frage eine treibende, die briti- 
sche Regierung aber eine brem- 
sende Rolle gespielt hatten. Das 
letztere gereichte Renwick im 
Dialog mit Pretoria zum Vor- 
teil, wohingegen das erstere 
Crocker hinderte, das volle Ge- 
wicht Washingtons in die Waag- 
schale zu werfen. Der Beitrag 
der Sowjets beschränkte sich 
darauf, die Verhandlungen mit 
den ihnen einst eng verbündeten 
Parteien SWAPO und ANC 
nicht mehr zu stören. Für das 
starke Engagement der Briten 
waren Wirtschaftsinteressen 
ebenso entscheidend wie die 
Sorge, bis zu einer Million oft 
rassistischer britisch stämmiger 
Südafrikaner könnten fluchtar- 
tig nach Großbritannien zu- 
rückkehren, sowie schließlich 
die Furcht vor dem Einsatz der 
militärischen Macht durch die 
in Pretoria herrschenden „Ge- 
stalten aus dem Alten Testa- 
ment" (so Henry Kissinger im 
Juni 1976 im Gespräch mit Hel- 
mut Schmidt). Das südafrikani- 
sche Waffenarsenal, das sehr 
wahrscheinlich nukleare Kom- 
ponenten einschließt, könnte. 
so die britische Argumentation. 
militärisch oder auch politisch 
- letzteres im Sinn von „proli- 
feration after liberation" ein- 
gesetzt werden. 

stand sie darauf, daß zu Beginn 
aller Verhandlungen eine Ver- 
fassungsgebende Versammlung 
(VV) zu wählen sei, also Preto- 
ria sie mit seiner Kapitulation 
einleiten solle. Die oppositio- 
nelle „Konserwatiewe Party" 
(KP) dagegen vertrat den bis in 
die späten 80er Jahre von der 
NP geteilten Standpunkt, nicht 
mit „Terroristen und Kommu- 
nisten" verhandeln zu können. 
Sie ist aber bereit, mit IFP und 
den Parteien der anderen Bantu- 
stans über eher kosmetische 
Änderungen des Systems der 
Apartheid zu sprechen. 

Sir Robin - His Excel- 
lent Excellency Namibia kein Modell 

für Südafrika 

ie Verhandlungen, zu 
denen sich die seit 1948 
regierende Nasionale Par- 

ty van Suid-Afrika (NP), der 
African National Congress 
(ANC) und die ihm sehr eng 
verbundene orthodoxe South 
African Communist Party 
(SACP), die Inkatha Freedom 
Party (IFP) konservativer Zulus 
und einige marginale Parteien 
treffen, werden das Apartheid- 
System überwinden. Eine ganz 
andere Frage ist, ob das Post- 
Apartheid-Südafrika demokra- 
tisch sein wird. Sie erscheint 
umso berechtigter, als bis vor 
kurzem keine Aussicht bestand, 
die Anhänger des latent starken 
Pan Africanist Congress (PAC) 
und der Konserwatiewe(n) Party 
(KP), die unverändert über gro- 
ßes Störpotential verfügen, in 
den Verhandlungsprozeß einzu- 
beziehen. Im PAC hatte sich im 
November 1991 die Fraktion um 
Generalsekretär Benny Alexan- 
der gegen die eher verhand- 
lungsbereite Gruppe um Präsi- 
dent Clarence Makwetu und 
dessen Stellvertreter Dikgang 
Moseneke durchgesetzt. Für sie 
gab es nichts worüber mit Preto- 
ria zu verhandeln sei. So be- 

Perestroika und ihre 
Folgen für den Süden 
Afrikas 

Entscheidend für den Erfolg 
dieser Diplomatie der Vermitt- 
lung, die teilweise hinter dem 
Rücken des kranken und alters- 
starren Staatspräsidenten Botha 
stattfand, dürfte gewesen sein. 
daß sie, anders als die 1977/78 
von Washington und Bonn ge- 
prägte und gescheiterte Diplo- 
matie der westlichen Kontakt- 
gruppe, die Probleme Namibias 
nicht mit denen Südafrikas 
gleichsetzte. Sie erkannte an. 
daß - i n  Gegensatz zu Nami- 
bia - Apartheid in dem Viel- 
völkerstaat Südafrika nur durch 
eine machtpolitische Absiche- 
rung der Interessen der in mehr 
als drei Jahrhunderten dort ge- 
wachsenen weißafrikanischen 
Nation zu überwinden sei. Es 

Es ist wenig bekannt, daß die 
Anstöße zur Lösung der mitein- 
ander verknüpften Probleme in 
Angola , Namibia und Südafri- 
ka von einer sowjetisch-bri- 
tisch-amerikanischen Koalition 
ausgingen . Im Dezember 1987, 
nach einem Besuch in Moskau, 
überbrachte der bayerische Mi- 
nisterpräsident Franz-Josef 
Strauß der Regierung von 
Staatspräsident Pieter Willem 

In der amerikanisch-sowje- 
tisch-britischen Kontaktgruppe 
spielte Renwick die dominie- 
rende Rolle. Mit Fug und Recht 
nannte die gemäßigt konservati- 
ve Johannesburger Sonntags- 
zeitung Sunday Times ihn bei 
seinem Weggang aus Südafrika 
im April 1991 in einem „Sir 
Robin - His Excellent Excel- 
lency" betitelten Aufsatz einen 
„interventionistischen Diplo- 
maten". Die Londoner Finan- 
cial Times verabschiedete ihn 
als „hast to the most". So unbe- 
stritten sein sollte. daß die Mitte 
der 80er Jahre verhängten 
Sanktionen sehr dazu beitru- 
gen, Pretoria an den Verhand- 
lungstisch zu bringen, so un- 
streitig sollte auch sein, daß der 
US-Kongreß in der Sanktions- 
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war dann Justizminister Kobie 
Coetsee, ein enger Vertrauter 
des Erziehungsministers und 
späteren (seit September 1989) 
Staatspräsidenten Frederik Wil- 
lem de Klerk, der 1988/89 den 
immer noch inhaftierten Nelson 
Mandela über die britisch-ame- 
rikanisch-sowjetischen Initiati- 
ven und die (positiven) Reaktio- 
nen Pretorias informierte. 

Ähnlich wie die Briten, Ame- 
rikaner und Sowjets hatte, darin 
im Kabinett nur von Otto Graf 
Lambsdorff offen unterstützt, 
der damalige Bundeskanzler 
Helmut Schmidt bei einem 
Treffen mit US-Vizepräsident 
Walter Mondale im Mai 1977 
argumentiert. Mondale hatte 
die These vertreten, der Westen 
müsse alles in seiner Macht Ste- 
hende unternehmen, um Preto- 
ria zur Aufgabe seiner Politik 
der Apartheid zu bewegen. 
Schmidts Reaktion beschränkte 
sich auf die an Mondale gerich- 
tete Frage „And replace in with 
what?" 

Bis zum Ende der Ära Gen- 
scher bestand die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland 
kompromißlos darauf, den Süd- 

afrika-Konflikt ebenso wie den 
in Namibia, also letzlich durch 
Machtumkehr zugunsten der 
(schwarzen) Bevölkerungsmehr- 
heit im Sinne des ANC zu 
lösen. Diese Bonner Haltung 
stieß nicht nur auf den Wider- 
stand des Anfang 1981 in das 
Amt des Assistant Secretary of 
State for African Affairs berufe- 
nen Chester A. Crocker, son- 
dern auch auf den von Sir Robin 
Renwick, damals Gesandter in 
der britischen Botschaft in Was- 
hington und zuvor (1979/80) 
einer der Architekten der Lan- 
caster House Konferenz zur Lö- 
sung des Simbabwe-Konflikts. 

Nachdem ihre Bemühungen, 
die westdeutsche Regierung 
zum Einlenken zu bringen, er- 
folglos geblieben waren, schlos- 
sen Crocker und Renwick Bonn 
aus den diplomatischen Bemü- 
hungen im Süden Afrikas aus 
und entwickelten ihre Politik 
des „konstruktiven Engage- 
ment" weiter. Eine der Folgen 
des Ausschlusses war, daß der 
von der Bonner Regierung 
1977/78 maßgeblich mitgestal- 
tete, in Resolution 435 des UN 
Sicherheitsrates enthaltene Plan zur Entlassung Namibias in die 

Unabhängigkeit ohne jede deut- 
sche Einflußnahme in die Tat 
umgesetzt wurde. 

Nelson Mandela 

Südliches Afrika 

Noch aus der Position 
der Stärke 

Frederik Willem de Klerk 

Diese erzwungene Passivität 
der westdeutschen Regierung 
löste auch bei der Ende 1989 ins 
Amt gewählten Regierung in 
Windhuk Verwunderung aus. 
Entsprechend problematisch ge- 
stalteten sich die Anfänge der 
Beziehungen beider Staaten. 
Nach der Erlangung der Unab- 
hängigkeit im März 1990 be- 
mühte sich die Regierung Nami- 
bias zunächst noch um die Ein- 
richtung eines Generalkonsulats 
in Ost-Berlin, weigerte sich je- 
doch. eine Botschaft in Bonn zu 
eröffnen. Das letztere wurde erst 
im September 1991 in Angriff 
genommen. Auch widersetzte 
sich Windhund dem Wunsch der 
Bundesregierung, den Bonner 
Botschafter zum Doyen des di- 
plomatischen Corps zu machen. 

Als de Klerk wenige Monate 
vor seiner Wahl zum Nachfol- 
ger Bothas im Juni 1989 in Lon- 
don Gespräche führte, ver- 
mochten ihn seine Gastgeber 
von der Notwendigkeit zu über- 
zeugen, die Innenpolitik seines 
Landes drastisch zu ändern. 
Noch könne er, so die Argu- 
mentation von Premierministe- 
rin Magaret Thatcher und Ren- 
wick. aus einer Position der 
Stärke verhandeln. Der Zusam- 
menbruch der kommunisti- 
schen Regime im östlichen Mit- 
teleuropa zum Ende des Jahres 
1989 ließ de Klerk dann entgül- 
tig erkennen, daß auch er bin- 
nen kurzem in eine Position der 
Schwäche geraten und dann nur 
noch über die Kapitulation des 
weißen Südafrika werde ver- 
handeln können. Einer seiner 
engsten Berater, der Vorsitzen- 
de des Broederbondes, Pieter 
de Lange, faßte das in die Worte 
.,Das größte Risiko für das 
Afrikanerdom wäre, kein Risi- 
ko einzugehen." Die südafrika- 
nische Revolution oben von 
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Ständigen Ausschusses zur Un- 
tersuchung von Verstößen ge- 
gen den NPA (sog. Goldstone 
Kommission). PAC und seine 
Verbündeten billigten den NPA . 
unterzeichneten ihn Jedoch 
nicht. da sie nicht bereit waren. 
ihre Unterschrift neben die der 
„illegitimen und illegalen" 

südafrikanischen Regierung zu 
setzten. 

§§äë: 

lıíšläızıaıl II 
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Der „National Peace Ac 
Cord" (NPA) hat bislang kaum 
Frucht getragen. Denn Inkatha. 
ANC und ob nun mit Wissen 
und Billigung Pretorias oder 
nicht die „dritte Kraft". illoy - 
ale Angehörige der Sicherheits 
Kräfte. haben ihre Schlächterei 
en. denen in den schwarzen 
Ghettos Tag Tür Tag Menschen 
zum Opfer fallen. unverändert 
fortgesetzt. 

Johannesburg 
hatte um die Jahreswende 
1989 90 ihre eigene Dynamik 
gewonnen: Anfang 1990 wur- 
den die Verbote von ANC. 
SACP. PAC. u.a. aufgehoben. 
nııt Nelson Mandela der letzte 
ihrer Führer freigelassen. ein 
Jahr später das Netzwerk der 
Apartheid-Gesetze über Bord 
geworfen. und Ende 1991 trat 
Codesa erstmals zusammen. 

Das bisherige 
Scheitern des National 
Peace Accord 

Vom „love-in" zum Fehl 
schlag von CODESA 2 

Chancen für CODESA? 

Codesa 1 ım Dezember 1991 
war ein großer Erfolg, weil sieh 
alle teilnehmenden Parteien. 
mit Ausnahme der Vertreter Bo 
phutatswanas und Inkatha 
(IFP). für das Post-Apartheid 
Südafrika LU den Prinzipien 
eines ungeteilten. nicht-rassı 
sehen und demokratischen 
Staates bekannten. 

Südafrika ist ein ın ielem 
zerstörtes Land. Überall reicht 
die Arbeitslosigkeit Schwarzer 
an die 40-Prozent-Marke heran: 
im östlichen Kap ist sie noch 
höher. Jahrzehnte sog. Bantu 
Education und seit Mitte der 
70er Jahre Schulboykotte (..li 
operation tırst. education later") 
haben zu zahllosen Mißstanden 
im Ausbildungswesen sowie zur 
Entstehung einer „verlorenen 
Generation". d.h. ea. drei Mil 
lionen hochpolitisierter Anal 
phabeten. geführt. Unzahlbaı 
sind die Versaumnisse im Woh 
nungsbau sowie vor allem ins 
ländlichen Gesundheitswesen. 
Die Zahl selbst schwerster 
Straftaten steigt stetig. Erwartet 
werden muß eine sinkende Lei- 
stunaskratt der Volkswirtschaft 
des Post Aparthcıd Südafrika 

und ein Ausbleiben adäquater 
entwicklungspolitischer Leı- 
stungen der auf den Wiederauf 
bau im Osten konzentrierten 
westlichen Geber. so daß viele 
dieser Mıßstände nicht behoben 
werden können. Veıhangnisvoll 
ist schließlich. daß die südafri 
konische Gesellschaft. obwohl 
die weißen SUdafrıkaner seit eh 
und ie regelmaßig ihr Parlament 
wählen. letzlich durch und 
durch undemokratisch ist. In 
den Jahrhunderten des Rassis 
mus hatten die weißen Afrikaner 
kein Interesse und ihre schwar- 
zen Mıtburger keine Möglich- 
keiten zur Entwicklung einer de 
mokratischen Kultur. So fehlt 
NP. ANC. SACP. KP und IFP 
sehr weitgehend die Fahigkeit 
zur politischen Toleranz und 
häufig auch zum Komproıniß. 
Südafrika droht. wie es der in 
den siebziger Jahren wegen sei 
neu A NC-Aktivitäten fUr sieben 
Jahre in Pretorıa inhaftierte 
Schriftsteller Breiten Breyten 
bach 1991 formulierte. die ...UH 
endlichen Varianten der Barba 
rei" zu erleben. Denn natUrlich 
gilt auch für den Codesa Ver 
handlungsprozeß. was ein unbe 
kanntet angle-amerikanischer 
Offizieller in die Worte kleidete 
„You Can not negotiate er legis 
late democracy into existence". 

Nachdem entsprechende Be 
mUhungen der Regierung ge 
scheitert waren. gelang es Ver- 
tretern der südafrikanischen 
Kirchen wie auch der Ge- 
schaftswelt. Mitte September 
1991 die „National Peace Con- 
sention" einzuberufen. An ihr 
fahnen .  außer denen des recht- 
sextremen Lagers. Vertreter 
aller politischen Parteien und 
Gewerkschaften Sudatrikas 
teil. In dem sogenannten Natio 
mal Peace Accord (NPA) heißt 
es u.a. sıgnity nur com- 
mon purpose to bring an end to 
political violence in nur Country 
and to Set out a Code of conduct. 
procedures and mechanısms to 
achieve this goal". Der NPA 
enthält dementsprechend u.a. 
Verhaltenscodices für politi 
sehe Parteien und Organisatio 
neu sowie Polizisten. Ferner 
wurden durch ihn das Nationale 
Friedenskonıitee und ein ihm 
zuarbeitendes Nationales Frie- 
denssekretariat sowie dessen 
Unterorganisationen auf regio- 
naler und lokaler Ebene ins 
Leben gerufen. Wichtig ist die 
Einsetzung des von Richter Ri 

hard Goldstone prasentierten 

Nach der, trotz sehr hoher 
Wahlbeteiligung. vernichten 
den Niederlage nur ein k a p  
pes Drittel stimmte mit Nein 
der in der oppositionellen 
„Konserwatiewen Party" (KP› 
und Splittergruppen organisier- 
ten reaktionären Gegner der de 
Klerkschen Revolution von oben 
bei dem Referendum Mitte 
März 1992 war im In und Aus 
land die Meinung verbreitet. 
auch Codesa 2 (Mitte Mai 1992 ) 
werde zu einem .love in" 
werden. 

Es wurde übersehen. daß die 
regierende „Nasionale Party" 
(NP) und der ANC, die mit Ab- 
stand wichtigsten Akteure, sehr 
ungleiche Partner sind. Fanden 
heute allgemeine Wahlen statt. 
so wurde die NP mit Hilfe von 
weißen. genıischtrassischen. in 
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Soweto 

dienstämmigen und konservati- 
ven schwarzen Wählern viel- 
leicht etwa 30 % der Stimmen 
gewinnen, so Schätzungen des 
„Human Sciences Research 
Council". Anderseits herrscht 
sie bis auf den heutigen Tag 
mehr oder weniger unangefoch~ 
ten. Der ANC dagegen hätte 
eine sehr gute Chance, allge- 
meine Wahlen deutlich zu ge- 
winnen, stellt sich jedoch heute 
kaum mehr als eine „Regierung 
in Wartestellung" dar. 

Entsprechend waren die an- 
fänglichen Verhandlungsposi- 
tionen beider Parteien. Die Al- 
lianz ANC/SACP wollte und 
will möglichst bald Wahlen zu 
einer Verfassunggebenden Ver- 
sammlung (VV) durchführen, 
die eine zentral staatliche Ver- 
fassung erarbeiten und ein Sy- 
stem der Mehrheitsherrschaft 
(„wirrer takes all") festschrei- 
ben soll. Die Minderheiten sol- 
len durch einen herkömmlichen 
Grundrechtskatalog geschützt 
werden, der aber auch zum 
Schutz der bislang unterdrück- 
ten Mehrheit Grundrechte der 
zweiten und dritten Generation 
(Recht auf Arbeit, Recht auf 
Wohnung und so weiter) enthal- 
ten soll. 

gewählten Codesa, und nur 
dort, hat Pretoria eine starke 
Stellung. 

Einvernehmen 

Herrschen im Konsens 
Pretoria, das noch immer aus 

einer Position der Stärke heraus 
handelt, ist aber nur bereit, 
Herrschaftsmacht gegen die 
Gewährung der machtpoliti- 
schen Absicherung des Exi- 
stenzrechts der weißen Afrika- 
ner aufzugeben. Entsprechend 
fordert es für das neue Südafri- 
ka einen stark dezentralisierten 
Staat und ein System verfas- 
sungsrechtlich festgeschriebe- 
ner permanenter Regierungsko- 
alitionen. Auf allen Ebenen soll 
es ein Herrschen im Konsensus 
geben. Ferner war und ist Preto- 
ria bemüht, allgemeine Wahlen 
aller Art soweit wie möglich 
hinauszuschieben und so mög- 
lichst viele Schlüsselelemente 
der neuen politischen und 
sozial-ökonomischen Ordnung 
bereits durch Codesa festschrei- 
ben zu lassen. Denn in der nicht 

Die ANC/SACP-Allianz, die 
regierende NP und die meisten 
der kleineren Codesa-Parteien 
haben sich bei Codesa 1, wie 
bereits erwähnt, zu einem unge- 
teilten demokratischen Südafri- 
ka bekannt. In der Folgezeit ei- 
nigten sich alle Codesa-Parteien 
darauf. daß CODESA selbst die 
Übergangs-Verfassung erar- 
beiten soll. Auf der Basis dieser 
Verfassung wird eine Über- 
gangs-Regierung der nationalen 
Einheit eingesetzt werden. Zu 
ihren Aufgaben wird selbst- 
verständlich auch die in Süd- 
afrika besonders kritische Kon- 
trolle der Medien und des ge- 
samten Sicherheitsapparates 
gehören. Die Übergangsphase 
sollte in den Augen des ANC 
nicht länger als etwa sechs Mo- 
nate währen. Pretoria dagegen 
denkt an eine Übergangsphase 
von ca. 10 Jahren. Naturgemäß 
ist noch nicht geklärt, wie die 
Ressorts in der Übergangsre- 

g Es 
wäre aber naiv zu glauben. Pre- 
toria werde hier auf die Kontrol- 
le der Ressorts Finanzen. Wirt- 
schaft. Polizei und Streitkräfte 
verzichten. 

gieruna verteilt werden. 

Auch wurde Einvernehmen 
dahingehend erzielt, daß in der 
Übergangszeit allgemeine Wah- 
len zu einer Verfassunggeben- 
den Versammlung (VV) statt- 
finden werden. Deren Aufgabe 
wird es sein, die endgültige Ver- 
fassung für das Post-Apartheid 
Südafrika zu erarbeiten. Nach 
den Vorstellungen der Regie- 
rung und ihrer CODESA-Ver- 
bündeten wird schon die VV 
zwei Kammern, eine National- 
versammlung und einen Senat. 
haben. Die ANC/SACP-Allianz 
und ihre Verbündeten wider- 
setzten sich dem schon bei CO- 
DESA 2. Denn im Senat - - so 
Pretoria - werden die Minder- 
heiten überpräsentiert sein, au- 
ßerdem hat er gegenüber den 
Entscheidungen der National- 
versammlung ein Vorrecht. Der 
ANC sieht darin ein System des 
„ loser  keeps all". Bei CODE- 
SA 2 vermochten die Unter- 
händler sich in mühseligen Ver- 
handlungen dahingehend zu ei- 
nigen, daß die Verfassungge- 
bende Versammlung ihre Ent- 
scheidungen grundsätzlich mit 
einer Mehrheit von 70 Prozent 
und in Fragen des Grundrechts- 
katalogs mit 75 Prozent fassen 
wird. Keine Einigung wurde 

hier in der Frage erzielt, mit 
welchen Mehrheiten die verfas- 
sungsrechtliche Zuweisung von 
Politikbereichen an die Bundes- 
bzw. die Landesregierung erfbl- 
gen wird. Die ANC bestand 
Mitte 1992 auch hier auf einer 
70-Prozent-, Pretoria dagegen 
forderte eine 75-Prozent-Mehr- 
heit. Aus der Sorge, Pretoria 
könne die hohen Mehrheitsan- 
fOrderungen dazu mißbrau- 
chen. die Verabschiedung der 
definitivcn Verfassung zu ver- 
schleppen und so faktisch die 
lnterimsverfassung zur endgül- 
tigen Verfassung werden zu las- 
sen. fordert der ANC die Fest- 
setzung eines zeitlichen Rah- 
mens für die Verabschiedung 
der definitiven Verfassung. 
Dazu ist Pretoria jedoch nicht 
bereit. 

Die seit dem Scheitern von 
Codesa 2 zum Zerreißen ge- 
spannten Beziehungen wurden 
überstrapaziert. als der ANC 
der Regierung die Verantwor- 
tung für das Massaker von Boi- 
patong zuschob. bei dem Mitte 
Juni 1992 etwa 40 Menschen. 
darunter Frauen und Kinder. er- 
mordet wurden. Pretoria wies 
die Beschuldigung kategorisch 
zurück. Richter Richard Gold- 
stone wurde mit der Untersu- 
chung der Verbrechen beauf- 
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tragt. Er hat auch ausländische 
Experten in den von ihm geleite- 
ten Ausschuß berufen. Es wurde 
bislang ermittelt, daß Angehöri- 
ge der staatlichen Sicherheits- 
kräfte in das von Inkatha-Sym- 
patisanten begangene Massaker 
nicht verwickelt waren. 

Weitere anglo-amerika- 
nische Vermittlungs- 
initiativen 

Soweto 

Regierung, sind die USA be 
müht. die Südafrikaner an den 
Verhandlungstisch zurückzog 
bringen. Darauf wird zurückzog 
führen sein. daß allen durchaus 
militanten Konfrontationen 
zum Trotz der Gesprächsfaden 
zwischen Pretoria und dem 
ANC selbst während der Mas 
senaktionen nicht abriß 

de Lösungen zu suchen. In die- 
sem Zusammenhang verdient 
Beachtung, daß Bundesaußen- 
minister Klaus Kinkel schon 
vor etwa 15 Jahren in seiner da- 
maligen Eigenschaft als Leiter 
des Planungsstabes des Aus- 
wärtigen Amtes sehr ähnlich ar- 
gumentiert hat, wie das die Ver- 
treter Großbritanniens, der 
USA und Rußlands jetzt aber- 
mals in New York taten. Anders 
als sein Vorgänger im Amt des 
Außenministers hat Kinkel ein 
Gespür für die sich aus der Hete- 
rogenität der Bevölkerung Süd- 
afrikas ergebenden Probleme. 

Gedanken zum Fort 
gang der Vorhand 
lungen 

Resolution 765 und 
Verpflichtung 

Entsendung eines Sonderemis- 
särs in die Kap-Republik be- 
schlossen. In dieses Amt berief 
UN-Generalsekretär Boutros 
Ghali den früheren US-Außen- 
minister Cyrus Vance. In der 
letzten Juliwoche hielt sich 
Vance in Südafrika auf und war 
bemüht. den Verhandlungspro- 
zeß wieder in Gang zu bringen. 
Sein Bericht war Grundlage für 
die Entscheidung des Sicher- 
heitsrates, 30 ständige Beob- 
achter an das Kap zu entsenden . 
Sie werden das nationale Frie- 
denssekretariat bei der Erledi- 
gung seiner Aufgaben. das ist 
vor allem die Eindämmung der 
Gewalt vornehmlich in den 
schwarzen Ghettos. unter- 
stützen. 

Auf Antrag der Organisation 
für Afrikanische Einheit (OAE) 

sie hatte kurz zuvor in 
Dakar/Senegal bei ihren all- 
jährlichen Gipfeltreffen aus- 
führlich über die Entwicklung 
in Südafrika diskutiert - befaß- 
te sich Mitte Juli 1992 der UN- 
Sicherheitsrat mit der Lage in 
Südafrika. Auffallend an seiner 
Schlußresolution (res. 765) ist 
deren im Vergleich mit früheren 
Entschließungen zur selben 
Problematik sehr moderater 
Ton. Es fehlt ihr jene militante 
Sprache, die früher die afrikani- 
schen Staaten dank der Unter- 
stützung der UdSSR und gegen 
den im Lauf der Jahre schwä- 
cher werdenen Widerstand des 
Westens in die Südafrika-De- 
batten und -Resolutionen selbst 
des Sicherheitsrates hatten eine 
führen können. Die de Klerk- 
sche Politik radikaler Reformen 
wie auch die Diplomatie Groß- 
britanniens und der USA trium- 
phierte im Juli 1992 auch in 
New York. Diese Diplomatie ist 
das Ergebnis der Zusammenar- 
beit Herman Cohens. des Nach» 
folgers von Crocker im Amt des 
Assistant Secretary of State for 
African Affairs. mit Renwick, 
der seit Mitte 1991 als Botschaf- 
ter Großbritanniens in Washing- 
ton fungiert. Die Erfahrung der 
letzten Jahre mit dem Auseinan- 
derbrechen der UdSSR. Jugo- 
slawiens. der CSFR, Äthio- 
piens, Somalias. Sudans und 
Liberias lassen heute jedoch 
auch die Vertreter weiterer Mit- 
gliedsstaaten des Sicherheitsra- 
tes die Notwendigkeit erken- 
nen, für die Probleme Südafri- 
kas nicht länger die bislang üb- 
lichen simplen. sondern deren 
Komplexität Rechnung tragen- 

Die UN-Resolution 765 erin- 
nert die Regierung Südafrikas 
an ihre Verpflichtung, alle Ge- 
walttätigkeit zu unterbinden 
und auch darüber hinaus Leben 
und Eigentum aller Südafrika- 
ner zu schützen. Im übrigen for- 
dert sie jedoch alle Parteien des 
Landes zur Zurückhaltung und 
Verwirklichung des nationalen 
Friedensabkommens von Sep- 
tember 1991 auf. Aufbauend auf 
dieser Resolution 765 wurde die 

Auch während der von der 
ANC/SACP/COSATU-Allianz 
getragenen Massenaktionen. 
darunter einem von Millionen 
schwarzer Arbeitnehmer be- 
folgten Generalstreik. war An- 
fang August 1992 das Engage- 
ment vor allem der USA spür- 
bar. Damals hielt sich nämlich 
Cohen in Südafrika auf. Ge- 
meinsam mit der britischen. 
und jetzt auch der deutschen 

Es ist damit zu rechnen. daß 
die Verhandlungen über das 
Post-Apartheid-Südafrika - ob 
nun im Codesa- oder in einem 
anderem Rahmen 
barer Zeit wieder aufgenom 
men werden. Möglich ist. daß 
sich jetzt der PAC beteiligen 
wird.Abzuwarten bleibt. ob er 
dann konstruktiv mitarbeiten 
oder die Bühne dieser Verhand 
lungen nur dazu mißbrauchen 
wird. unerfüllbare Forderungen 
aufzustellen um den ANC bei 
den vielen jugendlichen Radi 
kalen weiter zu diskreditieren 
Auch hier wird sich immer wie 
der die Frage stellen. ob die bis 
herigen und die künftigen 
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Pretoria 

Machthaber in Pretoria die Kul 
tun diffuser Gewalt vor allein in 
den Ghettos in den Griffbekom- 
men werden. Die iN und für sich 
gebotene Entsendung einer UN 
oder Commonwealth-Friedens 
Gruppe wird an deren gigant 
schon Kosten scheitern. 

Das Afrikaaner-Israel 

Anachronistische 
Politik 

Schaffung eines Afrikaner In 
rael zu diskutieren. So war es 
Slabbert. der nach vielen Ge 
sprachen Otto Graf Lambsdorff 
Mitte 1986 veranlaßte. sich für 
die Schaffung des Afrikaner 
Israels in einem viel beachteten 
Interview auszusprechen. 

Sollte die Afrikaner-Volks 
Union gegründet werden und an 
den Verhandlungen über das 
Post-Apartheid-Südafrika teil 
nehmen. so wird sie die „Na 
sionale Party" (NP) vor ein Di 
lemma stellen. Denn die NP 
muß deren Interessen fördern. 
da sich nur so der Widerstand 
der extremistischen Kreise des 
Atrıkanerdonıs schwachen las- 
sen wird. Am ehesten wird ihr 
das gelingen. wenn sie sich 
nicht länger dagegen stemmt. 
daß einige der sehr zahlreichen 
latenten Anhänger der Afrikas 
ncr-Volksunion in ihren eigenen 
Rcihen aus der NP aus- und 
dcnı Lager Koos van der Mer 
wes beitreten. Schätzungen be 
sagen. daß bis zur Hälfte aller 
gcgenvsartigen Mitglieder der 
NP-Fraktion diesen Schritt tun 
könnten. 

Selbst wenn deutlich weniger 
NP-Parlamentarier LU der Afri 
kaaner-Volksunion stoßen soll 
ten. so würde ihre Teilnahme 
an den Verhandlungen doch das 
Risiko in sich bergen. daß die 
Option des Afrikaaner-Israel 
viel früher verhandelt wird. als 
dies der NP recht sein kann. 
Denn für die NP ist diese Alter- 
native wie Willen de Klcrk. 
älterer Bruder und enger Be 
rater des Staatspräsidenten. 
Anfang 1990 ausführte - nur 
die letzte Rückfallposition. Die 
NP und mit ihr die südafrikani- 
sche Wirtschaft sind aber der 
zeit noch bemüht. den weißen 
Afrikanern ein Maximum an 
Einfluß in einem künftigen 
Gcsanıtstaat Südafrika zu be- 
wahren. Es spricht nicht viel 
dafür. daß Pretorıa diese Posi- 
tıon in den Verhandlungen 
wird behaupten können. Be- 
reits Mitte der 90er Jahre 
könnte so sehr wohl die gesamte 
NP auf die Linıe der Afrikaa 
ncr Volksunion eingeschwenkt 

Wahrseheinlıeh wird sich 
wohl unter dem neuen Namen 
.Atrikaaner Volksunion" 

eine Gruppe aus der oppositio 
hellen „Konserwatiewen Party" 
(KP) ausgeschlossener brav\. aus- 
getretener Parlamentarier um 
den langjährigen KP Dissident 
ten Klos van der Merwe an den 
Verhandlungen beteiligen. Mit 
der Hiltc des mit ıhın seit Jahrcn 
befreundeten liberalen Dis si 
denen Van Zyl Slabbert hatte 
Kots van der Merwe bereits 
1988 Thabo Mbeki und andere 
ANC-Offi7ielle auf den Bermu- 
das getroffen. Er hat diese Kon 
takte nie abreißen lassen und 
war deshalb Anfang 1992 aus 
der KP ausgeschlossen worden. 

Van der Merwe hat immer das 
Anachronistische in der Politik 
der KP gesehen. Er und seine 
Gefolgsleute werden mit dem 
Ziel in die Verhandlungen 
gehen. dort die Schaffung eines 
.Afrikaner Israel" zu erwir 

Ken. Eine solche ..Fluchtburg'". 
die wohl außer ihn Raum Preto 
r a s  im nördlichen und oder 
westlichen Kap gelegen sein 
wird. soll jene Menschen afri- 
kaanser Kultur aufnehmen. die 
für ihre Kinder und Kindeskin- 
der eine Zukunft im übrigen. 
vom ANC beherrschten Süd- 
afrika nicht sehen. Übrigens be- 
nutzen die Verfechter dieser Idee 
Argumente. die jenen sehr ihn 
ich sind. mit denen die deutsche 

Rcgıerung der Wiedergeburt 
einer Republik der Rußland 
Deutschen das Wort redet. Van 
der Mervte ist aus den Gesprèi 
Chen mit Slabbert nur zu gut be- 
kannt. daß jener schon \()l' 20 
Jahren in seincın Haus in Ronde- 
bosch Kapstadt Südatrikaner. 
Niederländer und Deutsche. 
darunter den Autor dieses Arti- 
kels. zusanımenrief. um mit 
ihnen die Möglichkeit der scın. 
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